
Die EU-Verfassung ist nicht vom
Tisch. Immer noch hoffen die

Ratsherren, sie durch Tricksereien
so durch die Abstimmungsmaschi-
ne zu bekommen, dass sie da-
nach sagen können: Die Völker Eu-
ropas haben sich eine Verfassung
gegeben. Der Ratifizierungspro-
zess wurde bis 2007 verlängert.
Die Länder, die ihr geplantes Refe-
rendum ausgesetzt haben, werden
sich womöglich jetzt damit begnü-
gen, die Parlamente abstimmen
zu lassen (mit Ausnahme von Lu-
xemburg, wo es womöglich mit ei-
nem knappen Ja ausgeht). In
Großbritannien ist nicht einmal
das sicher. Die Referenden in
Frankreich und in den Niederlan-
den könnten auf diesem Wege al-
lerdings nicht mehr ungeschehen
gemacht werden, sie müssten wie-
derholt werden.
Die Ratsherren scheinen darauf

zu spekulieren, dass Präsident
Chirac 2007 von einem glaubwür-
digeren Nachfolger abgelöst wird,
der die Abstimmung wiederholen
lässt. Ob das funktioniert, ist auch
nicht sicher. Die Woge des Nein
kann sehr wohl bis zur nächsten
Präsidentschaftswahl tragen und

einen Vertreter des Nein in den
Amtssessel heben.

Was auch immer die Regierun-
gen der Mitgliedstaaten entschei-
den – von zentraler Bedeutung ist,
dass der Delegitimierungsprozess
der EU-Institutionen, der in Frank-
reich und in den Niederlanden be-
gonnen hat, sich in anderen EU-
Ländern fortsetzt. Die aufgetrete-
ne Diskrepanz: »90% der Abgeord-
neten vertreten 45% der Bevölke-
rung« (in Frankreich) oder »95%
der Abgeordneten vertreten 37%

der Bevölkerung« (in den
Niederlanden) muss auch
in anderen Ländern sicht-
bar gemacht werden. Mei-
nungsumfragen nach den
Abstimmungen ergaben
einen Stimmungswechsel
auch in der BRD. Wenn
hier alle Haushalte den
Verfassungstext zuge-
schickt bekämen und es
würde eine massive Auf-
klärungskampagne ge-
macht – jeweils mit Vertre-
tern beider Positionen –
würde sich auch hier eine
satte Mehrheit dagegen
ergeben.

Das Haupthindernis ist das De-
mokratiedefizit hierzulande. Die
TV-Sendung »Monitor« hat bei ei-
ner Befragung der Bundestagsab-
geordneten festgestellt, dass
kaum einer von ihnen weiß, was in
der EU-Verfassung steht. Aber das
Votum des Bundestags soll legitim

sein! Franzosen und Niederländer
hingegen werden beschimpft, sie
hätten angeblich die komplizierte
Materie nicht verstanden, obwohl
sie den Text gelesen und studiert
haben!

Die Forderung nach Volksent-
scheid über eine so zentrale Frage
muss im Zentrum unserer Auf-
merksamkeit bleiben, solange es
den Ratifizierungsprozess gibt.
Wenn auf dem Sozialforum in Er-
furt über die weiteren Perspekti-
ven gesprochen wird, gehört die
Forderung nach Volksentscheiden
europaweit unbedingt dazu. Wir
sollten uns an den Franzosen ein
Beispiel nehmen und die unter-
schiedlichen Ansätze für Kampag-
nen gegen die Verfassung zusam-
menbinden zu einer gemeinsamen
Initiative, die ein Referendum for-
dert und mit dem Entwurf für eine
Alternative in die öffentliche De-
batte geht. Das neue linke Wahl-
bündnis muss diese Forderungen
aktiv unterstützen. Jede Verstär-
kung, die Franzosen und Nieder-
länder erfahren, macht es den
Ratsherren schwerer, uns auszu-
tricksen.

ANGELA KLEIN
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Nach dem EU-Gipfel

Volksabstimmungen
europaweit!

Was will die SoZ?
Die Sozialistische Zeitung (SoZ) setzt sich

zum Ziel, publizistisch dazu beizutragen,
alle Verhältnisse umzuwerfen, in denen der
Mensch ein erniedrigtes, geknechtetes, verlas-
senes und verächtliches Wesen ist.

Sie versteht sich deshalb als Teil der emanzi-
patorischen Bewegungen, deren Ziel die

Befreiung der Menschen von Unterdrückung,
Ausbeutung, Entfremdung und Gewalt ist.

Der Kampf für umfassende Emanzipation
kann nur erfolgreich sein, wenn die unter-

drückten und entfremdeten Menschen sich für
ihre eigenen Interessen und gegen Unterdrü-
ckung und Erniedrigung selbst engagieren.
Deshalb verteidigt die SoZ demokratische
Ansprüche individueller wie kollektiver Art
und bekämpft alle Formen ausgrenzender Dis-
kriminierung (Chauvinismus, Sexismus, Ras-
sismus, Antisemitismus usw.) in der bürgerli-

chen Gesellschaft wie auch innerhalb linker
Organisationsformen.

Der Kampf für umfassende Emanzipation in
der bürgerlich-kapitalistischen Gesell-

schaft wird nicht zuletzt entlang des Wider-
spruchs zwischen Lohnarbeit und Kapital ge-
führt. Deshalb versteht sich die SoZ als grund-
sätzliche Gegnerin der weltweit vorherrschen-
den kapitalistischen Gesellschaft und ergreift
Partei für die gegen Profitstreben und Konkur-
renzkampf streitenden abhängig Beschäftig-
ten.

Es gibt Widersprüche, die nicht auf den Wi-
derspruch von Lohnarbeit und Kapital zu

reduzieren sind – die Geschlechterfrage und
die Ökologiefrage bspw. oder die Missachtung
demokratischer Rechte von besonders unter-
drückten und benachteiligten Bevölkerungs-
teilen. Deren praktische und theoretische Be-
arbeitung erfordert eigenständige Mittel. Ihre
besondere Ausformulierung erfahren diese
Widersprüche durch die bürgerliche Gesell-

schaft und den sie zentral durchziehenden Wi-
derspruch zwischen Kapital und Arbeit. Es be-
darf deswegen einer neuen, sich nicht selbst
herstellenden Einheit in der Vielfalt, eines neu-
en Bündnisses von demokratischen und so-
zialistischen Kämpfen.

Da der Kampf um umfassende Emanzipati-
on ein internationaler ist und letzten En-

des auch nur dann erfolgreich sein kann, wenn
er als internationalistischer weltweit geführt
wird, versteht die SoZ die Förderung interna-
tionaler Solidarität und internationaler Zu-
sammenarbeit als eine besondere Aufgabe der
Zeitung.

Notwendig ist eine sozialistische Gesell-
schaft. Ihre ökonomische Grundlage kann

nur sein: eine demokratisch geplante, selbst-
verwaltete Wirtschaft, die sich vor allem an den
Bedürfnissen der Menschen orientiert – an-
statt am Profit der Unternehmer und Banker
oder den Privilegien der Bürokraten. Ihre poli-
tische Grundlage kann nur sein: Die Verwirkli-

chung der breitesten Demokratie, die Selbst-
bestimmung der Produzenten und die Selbst-
organisation all derer, die einer besonderen
Form der Unterdrückung unterliegen. Ziel
muss also eine Gesellschaft sein, die im Ge-
gensatz zur bürgerlich-kapitalistischen Klas-
sengesellschaft und zu den ehemaligen büro-
kratischen Regimen (in der Ex-DDR, der Ex-
UdSSR, in China usw.) steht. Sozialistische De-
mokratie kann sich nur da entwickeln, wo in-
dividuelle Rechte garantiert und erweitert wer-
den, wo sich politische, soziale und kulturelle
Demokratie entwickeln kann, ohne auf Gren-
zen von Macht und Herrschaft zu stoßen.

Eine solche Gesellschaft von morgen wird in
den Kämpfen von heute aufgebaut. Die SoZ

als eine von Parteien unabhängige Zeitschrift
tritt in diesen Kämpfen für die Einheit der so-
zialistischen Kräfte und für den Aufbau einer
organisierten Gegenmacht ein, die uneinge-
schränkt für diese Ziele steht.
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� Französische Linke feiern das
Ergebnis des Referendums am 29.Mai
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